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Der Senat teilt die Ansicht des Bezirksgerichts, daß 
aus der Verwendung des Begriffs „maschinelle Daten­
verarbeitung“ in der Charakteristik der Arbeitsauf­
gabe für den Organisator III und des Begriffs „elek­
tronische Datenverarbeitung“ in der Charakteristik der 
Arbeitsaufgabe für den Organisator II nicht hergelei­
tet werden kann, eine tatsächlich ausgeübte Arbeitsauf­
gabe auf dem Gebiet der elektronischen Datenverarbei­
tung schließe eine arbeitsvertragliche Vereinbarung 
ebenso wie eine praktische Tätigkeit als Organisator III 
und eine dementsprechende Vergütung aus. Richtig sind 
die Qualifikationsmerkmale und speziell die Charakte­
ristiken der Arbeitsaufgaben im 18. Nachtrag nur so 
auszulegen, daß der Begriff „maschinelle Datenverar­
beitung“ als Summierung für Tätigkeiten anzusehen 
ist, die auf den Gebieten der elektromechanischen wie 
auch der elektronischen Datenverarbeitung ausgeführt 
werden.
Das Bezirksgericht hat folgerichtig, da aus der Verwen­
dung vorgenannter Begriffe in den Charakteristiken 
der Arbeitsaufgaben keine Abgrenzungskriterien für 
eine als Organisator III oder II zu bewertende Tätig­
keit herzuleiten sind, nach anderen Merkmalen ge­
sucht, die der Abgrenzung und Unterscheidung zu die­
nen geeignet sind. Die in Betracht kommenden Quali­
fikationsmerkmale der Anlage 3 des 18. Nachtrags ver­
wenden z.B. die Worte „selbständige Erarbeitung“ für 
den Organisator III und „schöpferische Bearbeitung“ 
für den Organisator II. Ein Werktätiger, zu dessen 
Obliegenheiten es gehört, selbständig Organisations- 
Projekte zuerarbeiten, muß ohne eine in Einzelhei­
ten gehende Anleitung, die das bei Arbeitsrechtsver­
hältnissen normale Maß übersteigt, seine Aufgaben lö­
sen. Die schöpferische Bearbeitung von Teilgebieten im 
Rahmen der Erarbeitung von Organisationsprojekten 
geht über ein selbständiges Arbeiten hinaus.

Daher ist in Übereinstimmung mit dem Bezirksgericht 
davon auszugehen, daß selbständiges Arbeiten an den 
Organisator III hohe Anforderungen stellt. Davon hat 
sich der Kläger leiten lassen, als er dem Verklagten 
auf der Grundlage der im Arbeitsvertrag getroffenen 
Vereinbarung über eine Tätigkeit als Organisator III 
Arbeitsaufgaben übertragen hat, deren Art im erst­
instanzlichen Verfahren festgestellt wurde. Weder vom 
Umfang, von der Kompliziertheit noch vom Maß der 
Verantwortung her läßt sich sagen, daß vom Verklag­
ten für den Zeitraum, der von der Konfliktkommission 
behandelt wurde, Arbeitsaufgaben verlangt wurden, für 
die er nicht die zutreffende Entlohnung erhalten hat.

Der Verklagte hat sich die Mühe gemacht, die Texte 
der Charakteristiken der Arbeitsaufgaben der Organi­
satoren!, II und III einem Vergleich Zu unterziehen. 
Er stellt einige voneinander abweichende Begriffe wie 
auch sich wörtlich gleichende Absätze fest. Deshalb ist 
das von ihm gewählte Verfahren bei der Bestimmung 
der zutreffenden Entlohnung nicht ohne weiteres an­
zuwenden. Vor allem wird hierbei deutlich, daß die 
Charakteristiken der Arbeitsaufgaben das Gebiet der 
Einsatzvorbereitung der Prozeßrechentechnik vernach­
lässigen. Der Senat hält es jedoch für ’unbegründet, dar­
aus zu folgern, daß Werktätige mit diesem Aufgaben­
gebiet mindestens als Organisatoren II beschäftigt und 
entlehnt werden müßten. Die Bemerkungen des Ver­
klagten im Berufungsverfahren, die auf eine weit­
gehende Bewertung der ihm übertragenen Arbeits­
aufgaben sogar nach dem Gehaltssatz für Organisato­
ren! hinauslaufen, müssen als eine Einschätzung be­
urteilt werden, die mit den Realitäten nicht im Ein­
klang steht.
Der Einspruch (Berufung) gegen das Urteil des Be­
zirksgerichts konnte deshalb keinen Erfolg haben.
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